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Vorwort 

Die vorliegende Abhandlung soll einen Beitrag leisten zur Lösung des Pro-
blems, ob und wie die durch den sogenannten sauren Regen entstehenden 
Waldschäden finanziell ersetzt und juristisch bewältigt werden können. Da es 
sich bei dem Waldsterben um ein mehr oder weniger in Gesamteuropa auftre-
tendes Phänomen handelt, liegt es nahe, nach einer europäischen Lösung des 
Problems zu suchen. Gegenstand dieser Abhandlung ist es daher, die rechtli-
chen Rahmenbedingungen filr die Einfilhrung eines oder mehrerer Waldscha-
densfonds- die nach meiner Überzeugung zur Lösung des Problems des Wald-
sterbens am besten geeignet sind- auf europäischer Ebene auszuloten. 

Die Arbeit ist während meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Seminar ftlr Handels-, Wirtschafts- und Schiffahrtsrecht des Fachbereichs 
Rechtswissenschaft der Universität Harnburg entstanden. Hervorgegangen ist 
die Arbeit aus der wissenschaftlichen Zuarbeit, die ich ftlr meinen Doktorvater, 
Prof. Dr. Marian Paschke, und dessen Kollegen Prof. Dr. Claus Ott ftlr die 
Erstellung eines vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebenen Gutachtens zur 
Frage der Ausgleichsflihigkeit von Summations- und Distanzschäden geleistet 
habe. 

Die Arbeit ist im Wintersemester 1998/1999 von dem Fachbereich Rechts-
wissenschaft der Universität Harnburg als Dissertation angenommen worden. 
Rechtsprechung und Schrifttum wurden bis November 1998 berücksichtigt. Die 
zwischenzeitlich vorangeschrittene Ratifizierung der Amsterdamer Verträge 
wird sich auf die rechtlichen Rahmenbedingungen ftlr die Einftlhrung eines 
europäischen Waldschadensfonds nicht erwähnenswert auswirken. 

Danken möchte ich meinem Doktorvater, Prof. Dr. Marian Paschke, der stets 
ein offenes Ohr ftlr mich hatte und der mir hinsichtlich meiner Tätigkeit als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter in den entscheidenden Phasen der Arbeit genü-
gend Freiraum gelassen hat. Dank gebührt auch dem Zweitvotanten, Prof. Dr. 
Gert Nicolaysen, durch dessen Ratschläge zum europarechtlichen Teil die Ar-
beit sicherlich deutlich an Substanz gewonnen hat. Schließlich danke ich Prof. 
Dr. Meinhard Hilf, Prof. Dr. Thomas Bruha, Prof. Dr. Rainer Lagoni LL.M. 
und Prof. Dr. Gert Nicolaysen als Herausgebern flir die Aufnahme der Arbeit in 
die vorliegende Schriftenreihe. 

Hamburg, im September 1999 Lars Boh/ken 
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A. Problem der neuartigen Waldschäden 

I. Einleitung 

Um den deutschen Wald steht es nach wie vor schlecht. Zwar hat sich 1996 
wie bereits im Vorjahr die Situation des Waldes im gesamten Bundesgebiet 
geringfilgig verbessert. So ist der Anteil von deutlich geschädigten Bäumen von 
25% im Jahre 1994 über 22% im Jahre 1995 auf20% im Jahr 1996 gesunken, 
während im gleichen Zeitraum die Zahl der Bäume ohne Schadensmerkmale 
von 36 % über 39 % auf nunmehr 43 % gestiegen ist. 1 Dieser positive Trend ist 
jedoch überwiegend auf die positive Entwicklung in den neuen Bundesländern 
zurückzuftlhren. Für die alten Bundesländer zeichnet sich hingegen im Ver-
gleich zu 1991 mit Ausnahme von Bayern (Zustandsverbesserung) sowie Bre-
men, Harnburg und Nordrhein-Westfalen (keine Veränderung) trendmäßig eine 
Verschlechterung der Situation ab.2 Für einzelne Baumarten schließlich, wie die 
besonders betroffene Eiche, zeigt sich filr das gesamte Bundesgebiet einheitlich 
eine negative Entwicklung. Hier hat der Anteil der deutlich geschädigten Bäu-
me 1996 mit 48% einen neuen Höchststand erreicht.3 Von einer Entwarnung im 
Kampf gegen das Waldsterben und die sogenannten neuartigen Waldschäden 
kann daher keine Rede sein.4 

Unter neuartigen Waldschäden versteht man solche Schädigungen des Wal-
des, die großflächig und nahezu bei allen Baumarten gleichzeitig auftreten und 
nicht auf einzelne Ursachen oder individuelle Verursacber zurUckzufilhren 
sind.5 Abzugrenzen sind diese Schäden insofern von den klassischen Waldschä-

1 Siehe Waldzustandsbericht der Bundesregierung I 996 - Ergebnisse der Waldscha-
denserhebung, BT-Drucks. 13/6300, S. 12, Tabelle 3. 

2 Waldzustandsbericht 1996, BT-Drucks. 13/6300, S. 14, Karte 2. 
3 Vgl. Waldzustandsbericht 1996, BT-Drucks. 13/6300, S. 23; S. 57, Tabelle 6 d. 
4 Die SPD-Fraktion bezeichnet vielmehr in einem Entschließungsantrag zum Wald-

zustandsbericht 1996 die Situation der Wälder in Deutschland als "nach wie vor drama-
tisch", vgl. BT-Drucks. 13/6974. 

5 Vgl. Ott I Pasch/re, in: Ott I Paschke, Ausgleichswürdige Summations- und Di-
stanzschäden am Beispiel der neuartigen Waldschäden, Texte 89/97 des Umweltbundes-
amtes, Berlin 1997, I. Teil, B II I (S. 21 f.); Schröder, UPR 1989, S. 49; Waldzustands-
bericht 1996, BT -Drucks. 13/6300, S. 9; so auch bereits der Bericht des Sachverständi-
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den durch Insekten, Wildverbiß, Witterung und Feuer einerseits und den soge-
nannten Rauchschäden andererseits, die regional begrenzt im Nahbereich von 
stark emittierenden Industrieanlagen auftreten.6 Maßgebliche Ursache ftlr die 
neuartigen Waldschäden ist die vom Menschen verursachte Luftverschmutzung 
aus Industrieanlagen, Kraftwerken, Verkehr, Haushalten, Kleinverbrauch und 
Landwirtschaft. 7 Die von diesen Sektoren produzierten Schadstoffemissionen 
steigen in höhere Luftschichten auf und gelangen so auch in weit entfernte 
Räume, wo sie in vermeintlichen "Reinluftgebieten" zu Schädigungen des 
Waldbestandes ftlhren.8 Allerdings spielen ftlr das Ausmaß der Schädigungen 
auch andere Faktoren als die Luftverschmutzung eine nicht genau einzuordnen-
de Rolle. Da die Schäden anders als die Rauchschäden nicht durch einen ein-
zelnen großen Schadstoffemittenten, sondern emittentenfern durch eine Vielzahl 
von unterschiedlichen Schadstoffeinträgen infolge der ubiquitären Luftver-
schmutzung verursacht werden, spricht man auch von Summations- und Di-
stanzschäden.9 Die Luftschadstoffe wirken dabei auf zweierlei Weise. Zum 
einen direkt Ober die Blattorgane, zum anderem - und dies ist wegen der Lang-
zeitwirkung besonders bedeutsam - indirekt Uber den Eintrag von Schadstoffen 
in den Boden ("saurer Regen"). 10 

Im Gegensatz zu Sturm- oder Feuerschäden handelt es sich bei den neuarti-
gen Waldschäden typischerweise nicht um Ereignis-, sondern um 
Allmählichkeitsschäden. Neben dem oftmals als Waldsterben bezeichneten 
Absterben der Bäume werden auch Gesundheitsbeeinträchtigungen, wie sie sich 
im Nadel- und Blattverlust (Kronenverlichtung) und in der Nadelvergilbung 
zeigen, als neuartige Waldschäden angesehen. 11 Teilweise wird sogar bereits die 
Veränderung der Bodenbeschaffenheit, insbesondere infolge der Versauerung 
der Böden, als Waldschaden angesehen. 12 

genrates tllr Umweltfragen "Waldschäden und Luftverunreinigung", Sondergutachten 
März 1983, BT-Drucks. 101113, Tz. 363 ff., 390. 

6 Vgl. Waldzustandsbericht 1996, BT-Drucks. 1316300, S. 9. 
7 Vgl. Waldzustandsbericht 1996, BT-Drucks. 1316300, S. 33. 
8 Ebersbach, NuR 1985, S. 165. 
9 Siehe dazu Ott I Pasch/ce, in: Ott I Paschke, S. 22; vgl. auch Ganten I Lemke, UPR 

1989, S. 9; Kin/ce/, ZRP 1989, S. 293; Winter, Fondslösungen im Umweltrecht, 1993, 
s. 13 ff. 

10 Dazu und zu den Einzelheiten der Wirkungsweise der Schadstoffe siehe Waldzu-
standsbericht 1996, BT-Drucks. 1316300, S. 33 ff. 

11 Siehe dazu Waldzustandsbericht 1996, BT-Drucks. 1316300, S. 9 ff. ; vgl. auch 
Ott I Pasch/ce, in: Ott I Paschke, S. 246. 

12 Vgl. Gravenhorst, in: Ott I Paschke, S. 63 ff. Siehe unten Abschnitt D 111 I a, 
s. 134. 
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Die Höhe der neuartigen Waldschäden läßt sich nach einer Untersuchung aus 
dem Jahre 198613 bei gleichbleibenden Bedingungen auf einen Gesamtwert von 
7 bis 18,3 Milliarden DM pro Jahr beziffern. Allein in der Forstwirtschaft ent-
ständen bei Beibehaltung des Status Quo jährlich Schäden in Höhe von 2,3 bis 
6,3 Milliarden DM.14 

Angesichts dieser immens hohen Zahlen stellt sich in rechtlicher Hinsicht die 
Frage, ob die betroffenen Waldeigentümer die Schäden allein zu tragen haben 
oder ob jemand ftlr die eingetretenen Schäden haftbar gemacht werden kann. In 
der deutschen Rechtswissenschaft wird die Frage nach einer möglichen Ent-
schädigung spätestens seit Mitte der 80er Jahre kontrovers diskutiert. Konkreter 
Anlaß ftlr die in Deutschland damals entflammende Diskussion über Ersatz-
möglichkeiten ftlr neuartige Waldschäden war das sogenannte Waldscha-
densurteil des BGH15• Im Hinblick auf die dort von höchstrichterliche Seite 
festgestellte generelle Ersatzwürdigkeit der Waldschäden einerseits und der 
fehlenden Rechtsgrundlage ftlr eine Entschädigung andererseits wurde in der 
Folgezeit sowohl auf politischer als auch auf rechtswissenschaftlicher Ebene 
nach einem geeigneten Entschädigungssystem gesucht. Vorgeschlagen wurde 
dabei u.a. die Einftlhrung von Fondsmodellen, die auf der Basis einer Finanzie-
rung durch die potentiellen Schadensverursacher eine Entschädigung unabhän-
gig von dem Nachweis eines konkreten Schädigers ermöglichen sollten.16 Wie 
die übrigen vorgeschlagenen Entschädigungsmodelle17 steht auch der Gedanke 

13 Ewers I Brabänder I Brechtel I Both I Hayessen I Jahn I Mähring I Moog I Nohl I 
Richter, Zur monetären Bewertung von Umweltschäden, Berichte des Umweltbundes-
amtes 4186, Berlin 1986. 

14 Ewers, u. a., ebenda, Abschnitt 6.2, S. 10 und Abschnitt 6.5, S. 31. Zum monetä-
ren Schadensausmaß in der Forstwirtschaft siehe auch Brand/, in: Ott I Paschke, 
S. 199 ff. Zur Monetarisierung des Schadens fllr nicht vermarktete Leistungen des Wal-
des siehe Elsasser I Thoroe, in: Ott I Paschke, S. 227 ff. 

15 Urteil vom 10.12.1987, lli ZR 220186, BGHZ 102, 350 tT. Zum genaueren Inhalt 
des Urteils siehe den nächsten Abschnitt. 

16 Vgl. neben den unten in Abschnitt C 111 1 vorgestellten Gesetzesinitiativen aus der 
Literatur Ebersbach, NuR 1985, S. 168 tf.; Ganten I Lemke, UPR 1989, S. II; von 
Hippe/, NJW 1985, S. 30 ff.; ders., ZRP 1986, S. 234 f.; Hohloch, IUR 1992, S. 74 ff.; 
ders., Entsorgungspraxis 1994, S. 112 ff.; Kinkel, ZRP 1989, S. 294 ff.; Knebel, UTR 
Bd. 5, S. 278; Ladeur, DÖV 1986, S. 453 f.; Rehbinder, NuR 1989, S. 161; Schmidt, 
ZRP 1987, S. 349;jüngst Hager, ZEuP 1997, S. 39 und von Hippe/NJW 1998, S. 3255. 

17 Neben Entschädigungsfonds werden insbesondere die Verschärfung des individu-
ellen Haftungsrechts und der Ausgleich der Schäden aus dem allgemeinen Staatshaus-
halt genannt, vgl. dazu überblicksartig von Hippe/, ZRP 1986, S. 234 tf.; Kinkel, ZRP 
1989, S. 293 ff. Zu den Vorzügen einer Fondslösung gegenüber diesen beiden Alterna-
tiven siehe unten Abschnitt B 111, S. 56 tT. 
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